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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 15. Februar 1979

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Niedersachsen vom 15. November 1977

wird zurückgewiesen.
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G r ü n d e :

Der Kläger, der ledig ist, begehrt für die Zeit ab

1. April 1976 ein höheres Unterhaltsgeld (Uhg). Er be-
suchte vom 1. April 1975 bis 15. März 1977 die Fach-

schule Wirtschaft in C .f‚““„r”‚ mit dem Ziel, staatlich

geprüfter Betriebswirt zu werden. Auf seinen Antrag be-

willigte ihm das Arbeitsamt cxg„3113. mit:Bescheid vom

12. Mai 1975 Uhg, und zwar 21A‚80 DM wöchentlich für die

Zeit vom 1. April 1975 bis 31. März 1976 und in Höhe von
234,—— DM wöchentlich für die Zeit ab 1. April 1976. Die

Beklagte zahlte jedoch auch ab 1. April 1976 lediglich den

vorher geüährten Betrag von 214,80DMwöchentlich.

Der hiergegen erhobene Widerspruch wurde mit Widerspruchs-

bescheid vom 26. April 1976 zurückgewiesen. Zur Begründung

wurde ausgeführt, daß der Bewilligungsbescheid vom

12. Mai 1975 gemäß 5 151 Abs 1 Arbeitsförderungsgesetz
(AFG) teilweise aufgehoben werden sei, da nach Inkraft-
treten des Gesetzes zur Verbesserung der Haushaltsstruktur

im Geltungsbereich des Arbeitsförderungs-und des Bundes-

versorgungsgesetzes (HStruktG-AFG) vom 18.12.1975 (BGBl I
3113) die Voraussetzungen für die angekündigte Zahlung in
Höhe von 234,—— DM wöchentlich weggefallen seien. Nach der
Ubergangsregelung des Art 1 5 2 Abs 3 Nr 2 HStruktG-AFG
sei der bisherige Uhg-Betrag weiterzuzahlen, da dieser
höher sei als der dem Kläger nach der neuen Leistungs-

verordnung zustehende Teilbetrag.

Zwischenzeitlich hatte das Arbeitsamt dem Kläger, dessen
Anspruch auf Uhg seit dem 5. März 1976 geruht hatte, mit

Bescheid vom 24. März 1976 das Uhg in Höhe von 214,80 DM

wöchentlich ab 15. März 1976 wieder bewilligt. Dieser Be—
scheid, gegen den der Kläger Widerspruch erhoben hatte,

ist weder in dem Widerspruchsbescheid noch von den Vor-

instanzen berücksichtigt worden.
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Die gegen den Widerspruchsbescheid vom 26. April 1976 er—
hobene Klage ist mit Urteil vom 16. Mai 1977 vom Sozial—

gericht (SG) Oldenburg abgewiesen werden. Die zugelassene
Berufung hat das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen

durch Urteil vom 15. November 1977 zurückgewiesen. Zur Be-
gründung hat es ausgeführt9 der Bewilligungsbescheid sei

gemäß 5 151 Abs 1 AFG zu Recht teilweise aufgehoben werden,

da die Voraussetzungen für eine Erhöhung des Uhg auf
34,—— DM ab 1. April 1976 nicht mehr vorgelegen hätten.

Nach 5 44 Abs 2 AFG in der bis zum 31. Dezember 1976 gelten-
den Fassung habe das Uhg 90% des maßgeblichen Arbeitsentgelts

betragen. Durch das HStruktG-AFG sei @ #4 Abs 2 AFG ab

1. Januar 1976 dahingehend geändert werden, daß das Uhg nur
noch 80 bzw 58% betrage. Nach der Ubergangsregelung des
Art 1 5 2 Abs 3 Nr 2 HStruktG»AFG bleibe jedoch bei bereits

laufenden Bildungsmaßnahmen der bisherige Leistungssatz maß-

gebend, wenn der Leistungssatz nach der Leistungsverordnung

1976 für den Kläger trotz der gemäß @ 112a AFG ab 1.April 1976

vorgenommenen Dynamisierung des Arbeitsentgelts niedriger ge-

wesen sei als der am 31.Dezember 1975 geltende Léistungssatz

nach der Leistungsverordnung 1975, habe dem Kläger ab

1. April 1976 kein höherer Betrag als der Betrag von 21h,80 DM

wöchentlich zugestanden. Es könne offenbleiben, ob schon in

der Weiterzahlung nur des bisherigen Teilbetrages ab

1. April 1976 ein den Bewilligungsbescheid abändernder

Verwaltungsakt zu sehen sei oder nicht. Etwaige formale

Mängel seien jedenfalls durch den Widerspruohsbescheid ge-

heilt worden. Der Vertrauensschutz in die Bestandskraft von

Verwaltungsakten werde im übrigen im Bereich des AFG außer in

den in 5 152 AFG enthaltenen Fällen nicht berücksichtigt.

Durch die Weiterzahlung des gleichen Zahlbetrages aufgrund

der Vorschriften des HStruktG=AFG liege auch kein Verfassungsm
verstoß vor.

Art 14 Grundgesetz (GG), unter dessen Schutz auch öffentlich-

rechtlich begründete Rechtspositionen fallen könnten, sei
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nicht verletzt. Unter Art 14 GG fielen im Bereich der

Versorgungs- und Versicherungsleistungen Rechtspositionen

nur, wenn diese nicht ausschließlich auf staatlicher Ge-

währung beruhten, sondern auf eigene Leistungen des Be-

troffenen zurückzuführen seien. Nach 5 42 AFG in der bis zum

34. Dezember 1975 geltenden Fassung seien aber auch Per-

sonen gefördert worden, die noch keine die Beitragspflicht

begründende Beschäftigung ausgeübt hätten, eine solche

vielmehr erst ausüben wollten. Aus diesem Grunde könne die

Neuregelung des HStruktG-AFG nicht in das Eigentumsrecht

des Klägers eingegriffen haben. Davon abgesehen habe der

Gesetzgeber im Rahmen seines Gestaltungsermessens gehandelt

und die Substanz des Eigentumsrechts nicht angetastet, da

er 1,eine Kürzung des Uhg, sondern lediglich ein Einfrieren

auf den bisherigen Stand angeordnet habe.

Auch das Rechts— und Sozialstaatsprinzip (Art 20 GG) sei
nicht verletzt. Die Prinzipien der Rechtssicherheit und des

Vertrauensschutzes hätten auch für Gesetze mit unechter Rück—

wirkung, wie das vorliegende Gesetz, Geltung. Ein Vertrauens-

schutz werde jedoch nicht uneingeschränkt gewährt. Vielmehr
müsse das Interesse des einzelnen am Fortbestand des bis-

herigen ZustandesrnuidasAusmaß des Vertrauensschadens mit

der Bedeutung des gesetzgeberischen Anliegens für das Wohl

der Allgemeinheit verglichen und gegeneinander abgewogen

werden. Der Kläger habe das Uhg in der bisherigen Höhe weiter

erhalten, lediglich sei eine angekündigte Erhöhung unter-
blieben. Dem stehe das Interesse der Allgemeinheit an einer

Sanierung der Staatsfinanzen gegenüber. Wenn der Gesetzgeber

dem letzteren Ziel den Vorrang eingeräumt habe, so liege das

im Rahmen seiner Gestaltungsfreiheit.

Der Gesetzgeber habe auch das Sozialstaatprinzip beachtet,

da aufgrund der Besitzstandsregelung des Art 1 5 2 Abs 3

Nr 2 HStruktG-AFG beim Kläger keine unerträgliche Härte

eingetreten sei.
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Auch das Grundrecht der freien Berufswahl (Art 12 Abs 1 GG)

sei nicht berührt. Die Beklagte sei nicht verpflichtet, jeg—
liche berufliche Bildung zu fördern. Erst recht könne sich

aus Art 12 GG kein Recht des Klägers auf eine bestimmte

Förderungshöhe ergebeno
chließlich sei auch nicht ersichtlich, weshalb der all-

gemeine Gleichheitssatz des Art 3 Abs 1 GG verletzt sein

solle. Der Kläger könne insbesondere nicht mit einem Beamten
im Vorbereitungsdienst verglichen werden.

Mit der Revision macht der Kläger geltend, daß ein Aufhebungs-

bescheid gemäß 5 151 Abs 1 AFG überhaupt nicht ergangen sei.

Die Feststellungen des LSG verstießen gegen die @@77, BA
Sozialgerichtsgesetz (SGG). Der ursprüngliche Bewilligungs—

bescheid sei unanfechtbar geworden. Durch diesen Bescheid sei
dem Kläger rechtsverbindlich ab 1. April 1976 ein wöchent-

liches Uhg in Höhe von 234‚-- DM bewilligt worden. Die

schlichte Weiterzahlung des Betrages von 214,80 DM nach dem

1. April 1976 stelle keinen aufhebenden Verwaltungsakt,
sondern lediglich eine sogenannte schlichte Verwaltungs-

äußerung in Form einer verminderten Zahlung dar. Mangels
eines Verwaltungsaktes hätten etwaige Formfehler auch nicht

durch den Widerspruchsbescheid geheilt werden können.

Hinsichtlich des Verstoßes des HStruktG-AFG gegen das GG habe

das LSG keine ausreichenden tatsächlichen Feststellungen ge—

troffen. Das LSG habe den Schutz der Rechtsposition des Kläu

gers durch Art 14 GG mit der Begründung verneint, daß nach

5 42 AFG in der vor Inkrafttreten des HStruktG-AFG geltenden

Fassung auch Personen gefördert würden, die vor der Förderung

nicht beitragspflichtig beschäftigt gewesen seien. Das LSG

habe jedoch nicht geprüft, ob der Kläger vor der Forbildungs-

maßnahme beitragspflichtig gearbeitet habe‚ Wäre dies der

Fall, so läge ein verfassungswidriger Eingriff in das Eigen-

tumsrecht des Klägers vor. Insoweit werde die Verletzung des

@ 103 SGG gerügt.
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Die weiteren Ausführungen des LSG, wonach das Uhg des Klä—

gers lediglich eingefroren werden sei, gingen ebenfalls

fehl. Durch die Gesetzesänderung sei dem Kläger nämlich

eine bereits erworbene Rechtsposition wieder entzogen

worden.

Die gleichen Einwände seien gegenüber den Ausführungen des

LSG zum Umfang des Vertrauensschutzes zu erheben. Der Ö

@ 77 SGG sei nicht ausreichend beachtet worden. Dies gelte

im übrigen auch gegenüber den Ausführungen des LSG zu
Art 12 GG.

Der Kläger beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen

vom 15. November 1977, das Urteil des Sozial-

gerichts Oldenburg vom 16. Mai 1977 und den Wider-
spruchsbescheid der Beklagten vom 26. April 1976

aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, an den

Kläger für die Zeit vom 1. April 1976 bis

15. März 1977 ein wöchentliches Unterhaltsgeld in

Höhe von 259,-- DM■zu zahlen,

hilfsweise,

“die Sache zu erneuter Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht Niedersachsen zurück-
zuverweisen.

‘ Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend;■

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durhhk
Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt

(5 124 Abs 2 sec). '
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II

Die Revision des Klägers ist nicht begründet. Das LSG hat

zutreffend die Entscheidung des SG bestätigt, daß der an.“.
gefochtene Widerspruchsbescheid materiellurechtlich nicht

zu beanstanden ist.

Bei der von dem Kläger erhobenen Klage handelt es sich um
eine kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage gemäß

5 54 Abs & SGG. Vor einer Entscheidung in der Sache ist

zunächst von Amts wegen über die Zulässigkeit dieser
Klagen zu entscheiden.

Die Leistungsklage ist unzulässig. Der Kläger kann sein Ziel

bereits mit der Anfechtungsklage erreichen, so daß für eine

Leistungsklage kein Rechtsschutzbedürfnis besteht. Die mit
der Anfechtungsklage begehrte Aufhebung des angefochtenen

Bescheides hätte ohne weiteres zur Folge, daß der Bewilligunge-

bescheid vom 12. Mai 1975 in seiner ursprünglichen Fassung

vollinhaltlich wiederhergestellt würde und die Beklagte

hieraus zur Leistung des Uhg in Höhe von 234,-- DM wöchent-

lich für die Zeit vom 1. April 1976 bis 15. März 1977 ver—
pflichtet wäre. Da es dem Kläger nur hierum geht, besteht für
eine Leistungsklage nach 5 5h Abs & SGG kein Raum (vgl BSG

SozR Nr 7 zu 5 123 SGG).

Dem steht nicht entgegen, daß in dem Bescheid vom 24.März 1976

das Uhg wieder in Höhe von 214,80 DM ab 15° März 1976 - also

auch für die Zeit ab 1. April 1976 „ bewilligt werden ist,
Es kann dahingestellt bleiben, ob der Senat diesen Bescheid

im Hinblick auf 5 163 SGG berücksichtigen kann. Das LSG ist

in tatsächlicher Hinsicht davon ausgegangen, daß er nicht

existiert. Entsprechende Verfahrensrügen liegen nicht vor.
Selbst wenn man aber davon ausgeht, daß dieser Bescheid in

das Verfahren einzubeziehen ist, könnte der Kläger sein Klage—

ziel mit einer teilweisen Anfechtung des Bescheides erreichen,

indem er seine Abänderung beantragt, soweit er für die Zeit

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


ab 10 April 1976 von der Leistungsbewilligung in dem Be-

‚scheid vom 12° Mai 1975 abweicht, Insoweit enthält der

Bescheid vom 24° März 1976 inzidenter eine Aufhebung

des Bescheides vom 120 Mai 1975°

Die Anfechtungsklage ist zulässig, und zwar auch dann,

wenn mit dem LSG davon auszugehen ist, daß dem Wider-

spruchsbescheid vom 26. April 1976 kein formeller

Verwaltungsakt, über den er zu entscheiden hatte, voraus-

gegangen ist. Die Klage richtet sich dann insoweit allein

gegen den Widerspruchsbescheid° Hierbei handelt es sich

um einen Verwaltungsakt, durch den der Kläger beschwert

ist (vgl Entscheidung des erkennenden Senats vom

27° Oktober 1965 - 7 RAr 16/65 - in Breithaupt 1966 5.538).

Wie das Bundessozialgericht (BSG) bereits entschieden hat,

geht es nicht an, dem Kläger wegen eines Fehlers der Ver-

waltung den Rechtsschutz zu verweigern, auf den er nach

Art 19 Abs 4 GG Anspruch hat° Solange der Widerspruchs—
bescheid nicht an einem so wesentlichen und eindeutig er-
kennbaren Mangel leidet, daß er als nichtig angesehen werden

muß, kann ihm nicht entgegen gehalten werden, es fehle an
‚dem gemäß 5 78 Abs 1 SGG erforderlichen Vorverfahren. Zwar

‘wäre er fehlerhaft, weil er erstmals eine Entscheidung über
die Höhe des_dem Kläger bisher bewilligten Anspruchs ge-

>troffen hat und diese Entscheidung der Verwaltungsstelle und
nicht der Widerspruchsstelle zugestanden hätte, Indessen

ist anerkannt, daß der Widerspruchsbescheid deswegen nicht
zwangsläufig aufzuheben ist, weil es sich hierbei um eine

funktionale Unzuständigkeit handelt° Diese begründet keinen
besonders schwerwiegenden Fehler, der bei besonderer Be-

rücksichtigung aller in Betracht kommenden Umstände offen-

kundig ist (BSGE 24, 164). Das wäre hier schon deshalb nicht

der Fall, weil die Stelle, die zum Erlaß des Verwaltungé■kts

befugt ist und die Widerspruchsstelle nur einer Behörde

angehören,
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Der Widerspruchsbescheid ist in diesem Falle, entgegen der

Auffassung des Klägers, nicht schon deshalb aufzuheben,

weil er unter Verletzung von Verfahrensvcrschriften des

Verwaltungsverfahrens zustande gekommen ist. Nach der

ständigen Rechtsprechung des BSG berechtigt die Verletzung

solcher Vorschriften die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit
jedenfalls dann, wenn der Verwaltungsakt nicht schlechthin

nichtig ist und das Verfahren keine Ermessensfragen betrifft,
nicht schon allein und ohne Prüfung der inhaltlichen

Richtigkeit des Bescheides zu dessen Aufhebung (vgl BSG A2,

268, 271 mwN). Der Widerspruchsbescheid ist, wie bereits

ausgeführt wurde, nicht nichtig und betrifft auch keine

Ermessensentscheidung. Streitig ist die Höhe des Uhg des

Klägers. Hierbei handelt es sich um einen Rechtsanspruch

gemäß 5 44 Abs 2 AFG.

Das Aufhebungsbegehren des Klägers ist trotz der Mängel

des Verwaltungsverfahrens nicht begründet, denn die Beklagte

war zu der erfolgten Abänderung (teilweisen Aufhebung) ihres
Bewilligungsbescheides vom 12. Mai 1975 gemäß 5 151 Abs 1 AFG

berechtigt. Nach dieser Vorschrift werden Entscheidungen der

Beklagten, durch die Leistungen nach dem AFG bewilligt werden

sind, insoweit aufgehoben, als die Voraussetzungen für die

Leistungen nicht vorgelegen haben oder weggefallen sind.

Bei Erlaß des Bescheides vom 12. Mai 1975 haben die Voraus«

setzungen für die Bewilligung von Uhg in Höhe von 23ü,-_ DM

ab 1. April 1976 allerdings vorgelegen. Bei dem vom Kläger

ab 1. April 1975besuchtenLehrgangmit demZiel der Aus«
bildung zum staatlich geprüften Betriebswirt handelte es

sich für ihn um eine Maßnahme der beruflichen Fortbildung iS

von @ 41 Abs 1 AFG; denn seine Teilnahme hieran sollte ihm

eine Erweiterung seines Wissens und damit einen beruflichen

Aufstieg gegenüber der von ihm zuvor erlernten und ausgeübten

Tätigkeit (eines Fotokaufmanns) ermöglichen. Aus den der Ente

scheidung des LSG zugrundeliegenden Feststellungen ergibt süh,

„ qo „JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 10 „

daß die Voraussetzungen für eine Förderung der Teilnahme

des Klägers hieran gegeben waren, insbesondere nach

5 44 AFG idF von Art 27 des Einführungsgesetzes zum
Einkommensteuerreformgesetz (EG—EStRG) vom
21. Dezember 197A (BGBl I 5656).

Nach dieser Vorschrift (@ Ah AFG idF des EG-EStRG) war die

Beklagte insbesondere dazu berechtigt‚) dem Kläger für die

Zeit ab 1. April 1976 ein höheres wöchentliches Uhg,

nämlich in Höhe von 234,-— DM zu bewilligen; denn auch

nach der Neuregelung des 5 44 Abs 2 AFG durch das EG-EStRG

war das Uhg von Leistungsbeziehern nach Maßgabe des @ 112a

AFG anzuheben. Diese Vorschrift wurde durch das Gesetz über

die Angleichung der Leistungen zur Rehabilitation (RehaAnglG)

vom 7. August 1974 (BGBl I 1881) in das AFG eingefügt° Damit
sollte eine regelmäßige Anpassung des Arbeitslosengeldes

(Alg) an die Lohnentwicklung gewährleistet sein (Dynami-
sierung). Ihre Anwendung auch für das Uhg wurde dadurch ver-
deutlicht, daß das RehaAnglG die Aufnahme des 5 112 a AFG

in die Reihe der in 5 44 Abs 2 AFG bezeichneten Bezugs-

vorschriften vorsah, die für das Uhg gelten sollten. Dafür

entfiel gleichzeitig die zuvor in 5 Ah Abs 2 AFG selbst

vorgesehene Regelung über die Erhöhung des Uhg in bestimmten

zeitlichen Abständen. Die Neufassung des 5 #4 Abs 2 AFG

durch das EG—EStRG, die zunächst für den streitigen Anspruch

des Klägers maßgebend ist, enthält zwar nicht mehr den
ausdrücklichen Hinweis auf die ent5prechende Anwendbarkeitf

des 5 112 a AFG. Daraus kann jedoch nicht geschlossen werden,

daß das Uhg seitdem von der Dynamisierung gemäß 5 112 a AFG

ausgeschlossen ist. Allerdings enthält die Begründung des
Regierungsentwurfs eines EG-EStRG zu der Änderung des
5 #4 Abs 2 AFG Ausführungen, die zu der Annahme verleiten

könnten, der Gesetzgeber habe eine Staffelung des Uhg je
nach der Dauer der Teilnahme an einer Bildungsmaßnahme voll-

ständig aufgeben wollen (vgl BT—Drucks 7/2722 S 32 -
Begründung zu Nr 1, Buchst a. Ziff 2). Dort heißt es
nämlich: "Die geltende Regelung über die unterschiedliche
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Höhe des Unterhaltsgeldes je nach der Dauer des Leistungsm

bezuges sollte einen Anreiz für die Teilnahme an länger

dauernden Maßnahmen schaffen. Wie jedoch die Praxis zeigt,

spielt die gestaffelte Dauer bei der Entscheidung über die

Teilnahme an einer kurzfristigen oder langfristigen Maßnahme

keine beachtenswerte Rolle. Sie sollte auch nicht von der

Höhe des zu zahlenden Unterhaltsgeldes, sondern allein davon

abhängen, welche Maßnahme für den Teilnehmer am besten ge-

eignet ist.“

Das entspricht jedoch nicht der Rechtslage. Die oa Regierungs-

begründung läßt Zweifel daran aufkommen, von welcher "gelten-

den Regelung" sie ausgegangen ist. Ihre Formulierung deutet
darauf hin, daß sie den Gesetzestext des 5 44 Abs 2 Satz 2 AFG

idF des Ersten Änderungsgesetzes zum AFG vom 22. Dezember 1969

(BGBl I 2360) vor Augen hatte; denn dort war die Staffelung
des Uhg der Höhe nach je nach Dauer der Maßnahmeteilnahme ein—

geführt worden; sie galt bis zum Inkrafttreten des RehaAnglG.

Daß die oa Begründung nicht die Einfügung des 5 112 a AFG in
5 44 Abs 2 Satz 2 AFG durch das RehaAnglG gemeint haben kann,
ergibt sich auch aus der Formulierung in der oa Begründung,

die Praxis habe gezeigt, daß die gestaffelte Dauer für die Ent-

scheidung über die Teilnahme an einer kurzfristigen oder lang_

fristigen Maßnahme keine beachtenswerte Rolle ge5pielt habe.

Die Einfügung des 5 112 a in 5 44 Abs 2 Satz 2 AFG durch das

RehaAnglG war erst am 1. Oktober 1974 erfolgt (5 45 Abs 1
RehaAnglG). Seine Herausnahme aus dem Text des 5 44 Abs 2 AFG

durch das EG-EStRG erfolgte bereits am 1. Januar 1975 (Art 50
EG;EStRG). In dieser kurzen Zeit und erst recht bis zum Zeit—

punkt der Fertigstellung des unter dem 51. Oktober 1974 ausge—

fertigten Regierungsentwurfs des EG-EStRG — längstens also

innerhalb eines Monats - konnte “die Praxis" aber nicht einen

Anhalt dafür hergeben, daß die eben erst ausdrücklich einge»

führte Anwendung des 5 112 a AFG auf das Uhg keine "bea■■ens-
werte" Rolle spielte. Infolgedessen kann dieser Begründung

nicht der Sinn beigelegt werden. die Neufassung des 5 44 Abs 2
AFG durch das EG-EStRG habe die Anwendbarkeit des 5 112 a AFG

auf das Uhg ausschließen sollen.
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Seine Weitergeltung für das Uhg ergibt sich im übrigen aus
5 && Abs 7 AFG. Danach gelten die Vorschriften des Vierten

Abschnittes über das Alg entsprechend, soweit die Besonder-

heiten des Uhg nicht entgegenstehen. Hinsichtlich der schon

geschilderten Zweckbestimmung des 5 112 a AFG enthält das

Uhg insoweit aber keine Besonderheiten gegenüber dem Alg;

denn es ist wie jenes zur Unterhaltssicherung bestimmt und

rechtfertigt deshalb ebenfalls seine Anpassung an die Lohn—

entwicklung. Im übrigen verweist @44 Ab322AFG idF des EG-
EStRG als Bemessungsmaßstab auf das Arbeitsentgelt iS von
@ 112 AFG. Dieses wiederum ist im gegebenen Falle jedoch
auch ein nach @ 112 a AFG erhöhtes Arbeitsentgelt. Die Be-

klagte ist deshalb zu Recht von Anfang an davon ausgegangen,

daß das Ühg auch nach der Gesetzesänderung durch das EG-

EStRG (weiterhin) nach 5112;1AFG zu dynamisieren ist (vgl

Runderlaß der Beklagten Nr 76/75.4.1.2.8 vom 19.Dezember 1974

- Dienstblatt der Beklagten, Ausgabe A, Nr 10/1975 vom
20. Februar 1975). Ihre Praxis entspricht offensichtlich
der Auffassung des für den Regierungsentwurf eines EG-EStRG
federführenden Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung.

In den von ihm erlassenenen AFG—Leistungsverordnungen 1977
(vom 17. Dezember 1976 — BGBl I 3590), 1978 (vom 19. Dezem-

ber 1977 - BGBl I 2772) und 1979(Vom20. Dezember1978
- BGBl I 2037) legt er zu Grunde (jeweils in 5 2), daß
5 112 a AFG auf das Uhg anwendbar ist.

Die im Bewilligungsbescheid vom 12. Mai 1975 zugesagte Er-

höhung des wöchentlichen Uhg-Satzes von 214,80 DM auf
234,-- DM ab 1. April 1976 entspricht demgemäß der im

Mai 1975 geltenden Rechtslage (5% && Abs 2, 112, 112 a AFG
idF des EG—EStRG, AFG—Leistungsverordnung 1975 vom

2. Januar 1975 - BGBl I 113).

Diese Rechtslage änderte sich jedoch durch die Regelungen

des HStruktG-AFG mit Wirkung ab 1. Januar 1976. Das Uhg be-
trägt seitdem nicht mehr 90 vH, sondern nur noch 80 vH, in

bestimmten Fällen 58 vH, des um pauschalierte gesetzliche
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Abzüge verminderten Arbeitsentgelts iS von 5 112 AFG° Daraus
würde sich für den Kläger ab 1. April 1976 ein niedrigerer

Uhg-Wochensatz ergeben, der 203,40 DM beträgt (55 44 Abs 2,

111, 112 AFG iVm der AFG—Leistungsverordnung 1976 vom
2. Januar 1976 - BGBl I 17).

Die Beklagte mußte diese Rechtsänderung nach 5 151 Abs 1 AFG
berücksichtigen; denn zu den Voraussetzungen für Leistungen

in diesem Sinne gehören alle Umstände, die den Anspruch

darauf berühren. Es sind dies im Grunde genommen stets nur
rechtliche Voraussetzungen; denn auch tatsächliche Ver;

änderungen der für die Leistungsgewährung maßgeblichen Um-
stände wirken sich auf den Leistungsanspruch nur aus, wenn

sie von Rechts wegen hierauf Einfluß haben. Umfaßt der Be—

griff der Leistungsvoraussetzungen in 5 151 Abs 1 AFG sonach

alle Anspruchsvoraussetzungen dem Grunde und der Höhe nach
(vgl Schönefelder-Kranz-Wanka, Kommentar zum AFG, RdNr 7 zu
5 151; Hennig-Kühl-Heuer, Kommentar zum AFG, Anm 6 zu 5 151),

so ist hier auch der Wegfall von Anspruchsvoraussetzungen als

Folge gesetzlicher Änderungen grundsätzlich zu beachten (in

diesem Sinne schon BSG SozR 4460 5 24 AFuU Nr 2; SozR 4100

5 151 Nr 3). Das entspricht im übrigen der Rechtsprechung zu
anderen vergleichbaren Regelungen (vgl 23 BSG 10, 202, 203

zu 5 62 BVG; BSGE28, 227, 228 zu 5 622 RVO).

Demgegenüber kann sich der Kläger nicht auf die Bestandskraft

von Verwaltungsakten nach @ 77 SGG oder auf den Grundsatz des

Vertrauensschutzes berufen. Der @ 77 SGG sichert den Bestand

bindender Verwaltungsakte nur soweit, als durch Gesetz nichts

anderes bestimmt ist. Im Bereich des AFG enthält aber @ 151

Abs 1 AFG eine solche — abweichende — gesetzliche Bestimmung.

Er wird ergänzt durch die Regelungen in 5 152 AFG, wodurch

der Vertrauensschutz in die Bestandskraft von Verwaltungs—

akten hier auf bestimmte Fälle der Rückforderung zu Unrecht

erbrachter Leistungen beschränkt ist (vgl BSGE38, 63, 68 =
SozR 4100 5 151 Nr 1 und BSGE41, 260, 261 = SozR 4100 @ 151
Nr 3). Im übrigen hat der Gesetzgeber dem Vertrauensschutz
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des Klägers bereits dadurch ausreichend Rechnung getragen,

daß er ihm in der Übergangsbestimmung des Art 4 5 2 Abs 5

Nr 2 HStruktG—AFG den Bestand des ihm vor Inkrafttreten

des HStruktG—AFG am 4. Januar 4976 zustehenden Uhg—Wochen—

satzes sicherte. Nach dieser Vorschrift ist der Leistungs—

satz nach der Leistungsverordnung 4975 (weiterhin) maß—

gebend, wenn der Leistungssatz nach der Leistungsverord—

nung 4976 für einen bereits im Uhg—Leistungsbezug stehen—

da nt*agsteller niedriger wäre, als der diesem Antrag—

„teller am 54. Dezember 4975 zustehende Leistungssatz nach

der Leistungsverordnung 4975. Das bedeutet für den Kläger,

daß iur nach der Leistungsverordnung 4976 nur ein Uhg-

JDCL;DS&ÜZ in Höhe von 205,40 DM zugestanden hätte, der

sich also auch bei Dynamisierung gemäß % 442a AFG am
4. April 4976 nicht über den 4975 bewilligten Satz von
244,40 DM hinaus erhöht hätte. Auch nach der Leistungsver—

ordnung 4977 (BGBl I 4976 5590), die am 4. Januar 4977 in

Kraft getreten ist, hätte dem Kläger nur ein Uhg—Wochen—

satz von 205,40 DM zugestanden.

Dem Kläger steht vom 4. April 4976 bis 45. März 4977 auch

nicht deshalb ein höherer Uhg—Wochensatz zu, weil das ihm

im Bescheid vom 42. Mai 4975 bewilligte Uhg vom 4. April 4976

an gemäß % 442a AFG auf der Grundlage der Leistungsverordnung

4975 zu erhöhen (dynamisieren) wäre; denn die Leistungsver—

ordnung 4975 galt nach ihrem 5 4 nur für das Jahr 4975.

Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus Art 4 5 2
HStruktG—AFG. Der Senat versteht diese Ubergangsvorschrift

dahin, daß sie den Ende 4975 bereits im Leistungsbezug

stehenden Uhg—Bezieher vor einer durch eine gesetzliche

Änderung im HStruktG—AFG erfolgü■i■erabsetzung seines Uhg

schützen sollte. Dies kommt im Wortlaut der genannten

Ubergangsregelung &u■sAusdruck. Nach Art 4 5 2 Abs 4
HStruktG- AFG ist 5 44 Abs 2 idF des HStruktG—AFG auf
Bezieher laufender Leistungen bei Inkrafttreten des

HStruktG—AFG anzuwenden. Daraus folgt, daß auch in

solchen Fällen der Berechnung des Uhg grundsätzlich

höchstens 80 vH des maßgeblichen Arbeitsentgelts

(5 442 AFG) zugrunde liegen soll. Diese Absicht wird
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durch die Regelung in Art 4 % 2 Abs 5 Nr 4 HStruktG-AFG be—
stätigt, wenn dort auf die erst mit der Leistungsverordnung

1976 eingeführten Leistungsgruppen A und C verwiesen wird;

im übrigen liegt dieser Leistungsverordnung bereits das auf

80 vH herabgesetzte Arbeitsentgelt iS von 5 112 AFG zugrunde.

Der insoweit errechnete Leistungssatz könnte zwar nach 5 1123
AFG dynamisiert werden. Sollte sich dabei allerdings kein

gegenüber dem am 51. Dezember 1975 zustehenden Uhg besserer

Satz ergeben, greift die Regelung aus Art 1 % 2 Abs 5 Nr 2
HStruktG—AFG ein. Sie bestimmt die Weitergeltung des "alten"

Leistungssatzes aus der Leistungsverordnung 1975, wenn der

Leistungssatz nach der Leistungsverordnung 1976 niedriger ist.

Als grundsätzlich eng auszulegende Ausnahmeregeluhg gegenüber

dem Prinzip der Geltung des neuen Rechts auch für hgpfende

Leistungsfälle kann damit nur jene Leistung gemeint sein,
die dem Leistungsbezieher am

31. Dezember 1973 Zustand und

nicht eine andere (höhere), die ihm nach dem £füheren Rechts-

zustand für 1976 zugestanden hätte. Auch dies findet zusätz—

lich im Wortlaut des Art 1 5 2 Abs 5 Satz 1 HStruktG—AFG eine

Stütze; danach soll die Festschreibung des bisherigen Lei-

stungssatzes "bis zum Ende der Teilnahme an dieser Maßnahme"

gelten. Eine darüber hinausgehende Erhöhung des Leistungs—

satzes aus der.Leistungsverordnung 1975 nach % 112a AFG im Jah—

re 1976 konnte sinnvollerweise dabei nicht beabsichtigt sein;

denn da jener Leistungssatz auf einem um wenigstens 10 vH

höheren Arbeitsentgelt basierte als der ab 1. Januar 1976 in

Betracht kommende Leistungssatz, könnte sich praktisch in

keinem Falle ein höheres Uhg nach der Leistungsverordnung 1976

ergeben, wenn der geschützte Leistungssatz 15 von Art 1 5 2

Abs 3 Nr 2 HStruktG—AFG (nämlich der nach der Leistungsver-

ordnung 1975) auch noch 1976 gemäß % 1i2a AFG zu dynamisieren
wäre. Insofern hätte sich der Vergleich mit dem Leistungssatz

nach der Leistungsverordnung 1976 erübrigt.

Der Senat entnimmt dem Inhalt von Art 1 5 2 Abs 5 Nr 2
H8truktG—AFG deshalb, daß den am 51. Dezember 1975 im

Leistungsbezug stehenden Uhg-Beziehern der ihnen an diesem
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Tage zustehende Leistungssatz solange zustehen sollte, bis

er nach jeweils geltendem Recht von einem besseren Leistungsé

satz "überholt" werden würde° Trotz der Beschränkung im

Wortlaut der genannten Regelung auf den Vergleich mit dem

Leistungssatz der Leistungsverordnung 4976 ist der Senat

der Auffassung, daß diese Wirkung auch für Zeiten nach dem

54“ Dezember 4976, dem Ende der Geltungsdauer der Leistungs—

vercrdnung 4976 (5 4), bestehen bleibt, dh, daß dem genann-
ten Leistungsbezieher ein günstigerer Leistungssatz aus der

Leistungsverordnung 4975 auch dann (und solange) noch ver-
bleibt, wenn sich etwa aus der Leistungsverordnung 4977

oder 4978 für ihn ein demgegenüber niedrigerer Leistungs—

satz ergeben würde° Das entspricht jedenfalls dem schon

dargestellten Sinne der Übergangsregelung in Art 4 5 2

Abs 5 Nr 2 HStruktG—AFG° Dem stehen die Ubergangsregelun-

gen in 5 2 der Leistungsverordnungen 4977 und 4978 nicht

entgegen, da sie sich nur auf Teilnehmer beschränken,

deren Maßnahmen im Jahre 4976 bzw 4977 begonnen haben.

Im übrigen bestimmt Art 4 5 2 Abs 5 HStruktG-AFG, wie

schon erwähnt, daß der günstigere Leistungssatz aus der

Leistungsverordnung 4975 bis zum Ende der Teilnahme an

der laufenden Maßnahme gelten soll, Es kann nicht davon

ausgegangen werden, daß der Verordnungsgeber späterer

Leistungsverordnungen diese gesetzliche Bestimmung von
einem bestimmten Zeitpunkt an hat außer Kraft setzen
wollen; er hätte es mangels Ermächtigung auch nicht

gekonnt°

Die Regelungen des HStruktG—AFG über die Herabsetzung

des Uhg verstoßen nicht gegen das Grundgesetz° Zwar

kann der Anspruch auf Uhg als ein vermögenswertes sub—

jektiv-öffentliches Recht angesehen werden, das Herkmale
des Eigentumsbegriffs iS von % 44 GG aufweist, weil es
aus Beitragsmitteln der Versicherten finanziert wird

(vgl BVerfGE44, 224, 226; 44, 288, 295; 22, 244, 255;
29, 22, 55 f; 54, 485, 489 ff)„ Dem braucht es nicht
entgegenzustehen, daß Personen, die Uhg beziehen, nicht
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immer schon zuvor Beiträge zur Arbeitslosenversicherung ent—

richtet häben, sondern dies erst zukünftig tun(vgl @ 42 AEG

idF vor Inkrafttreten des HStruktG—AFG und 55 56, 42 Abs 4
AFG nF). Ansprüche gegen die Arbeitslosenversicherung beruhen

nämlich nicht auf dem Prinzip der individuellen Äquivalenz

zwischen Beiträgen und Leistungen (BSGE 45, 255, 266 = SozR

4100 5 80 Nr 1 mwN). Wird aber durch die Sozialversicherung
ein Sozialausgleich dadurch geschaffen, daß lediglich die

Verhältnismäßigkeit zwischen Leistungen und Gegenleistungen

unter den in dem jeweiligen Zweig der Sozialversicherung
insgesamt Versicherten erforderlich ist, so rechtfertigt

diese Glöbal—Äquivalenz (vgl BVerfGE 11, 105, 114, 117; 17,

1, 9; 22, 241, 255; BSGE 6, 215, 227; 15, 247, 250; 25, 59;

Rohwer—Kahlmann, Sozialgerichtsbarkeit 1975, 161, 165;

Meydam,Soziale Sicherheit 4975, 292, 295), den Schutz des
Art 14 GG für den einzelnen Anspruch.

Die Einbeziehung des Uhg—Anspruchs in den Schützbereich des

Art 14 GG bedeutet jedoch nicht, daß der Gesetzgeber nicht

befugt wäre, in gewissem Umfange in eine dem Anspruchsbe-

rechtigten daraus erWachsende Position einzugreifen. In Art 14

Abs 1 Satz 2 GG ist die Inhaltsbestimmung des Eigentums aus-
drücklich dem einfachen Gesetzgeber aufgegeben. Der'Verfas—

sungsrechtliche Schutz des Eigentumsrechts ist infolgedessen

auf den Kbrnbereich der erworbenen öffentlich—rechtlichen

Rechtsposition beschränkt, weil ein starres Festhalten an die

jeweils durch Gesetz oder Satzung festgelegten Beträge oder

Leistungen die einfache Gesetzgebung weitgehend blockieren

und eine Anpassung des Rechts an die Veränderung der sozialen

und wirtschaftlichen Verhältnisse verhindern würde (vgl Wanna“

gat, Bundesarbeitsblatt 1974, S 261, 264 mit Hinweis auf BSGE

14, 155, 157 und 15, 71, 75; BSGE 9, 127, 128) Eingriffe sind

deshalb zulässig.Es muß lediglich abgewogen werden, ob die

Einschränkung des Grundrechts zur Erreichung des vom Gemein—

wohl gedeckten Zieles geeignet und notwendig und nicht über—

mäßig belastend und deshalb unzumutbar ist (BVerfGE 21, 150,

155; Maunz/Herzog/Düring/Scholz, Kommentar zum GG, Art 14
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RdNr 58). Weiterhin ist innerhalb der Eigentumsgarantie der

aus dem Rechtsstaatsprinzip abgeleitete Grundsatz der Ver-

hältnismäßigkeit anzuwenden (BVerfGE 26, 245, 222; Heyden

aaOs 295).

Der Uhg«Anspruch des Klägers wird auf Grund der Neuregelung

durch das HStruktG—AFG nicht in seinem Kernbereich berührt;

denn nach der Übergangsregelung des Art 1 5 2 Abs 5 Nr 2
HStruktG-rAFG verändert sich die Leistungshöhe nach dem In—

Krafttreten des Gesetzes nicht zu Ungunsten des Klägers. Es

wird l€di81iCh eine zu erwartende“Erhöhung nicht vorgenommen.
Durch die Beibehaltung der gleichen Leistungshöhe wie zuvor
wird der Kläger allenfalls geringfügig in seiner Lebensfüh—

rung beeinträchtigt. Die Neuregelung des Uhg durch das
HStruktG—AFG sollte einer defizitären Entwicklung der Arbeits—

losöhversicherung entgegenwirken, die auf Dauer zu einer Über-

beanspruchung der Kreditmärkte durch die öffentliche Hand

geführt hätte (3 zur allgemeinen Zielsetzung des Entwurfs

zum HStruktG-AFG BT-Drucksache 7/4127 S 1). Weiterhin sollte

die Höhe des Uhg an die aktuellen arbeitsmarktpolitischen

Erfordernisse und Zielsetzungen angepaßt werden (s Begrün-

dung zu Art 20 des Regierungsentwurfs, BT—Drucks 7/4127 S
47 f).

Im Verhältnis zu dieser für das Gemeinwohl außerordentlich

wichtigen Zielsetzung der gesetzgeberischen Neuregelung

liegt in der nur gerihgfügigen Beeinträchtigung der Rechts—

position des Klägers keine unzumutbare Belastung (BVerfGE

51, 229, 242). Art 44 GG ist deshalb mit der Änderung des
5 44 Abs 2 AFG durch das HStruktG—AFG nicht verletzt wor-
den.

Diese Neuregelung steht ferner nicht in Widerspruch zum
Rechts— und Sozialstaatsprinzip iS vom Art 20 GG. Aus
den Prinzipien der Rechtssicherheit und des Vertrauens-

schutzes ergeben sich verfassungsrechtliche Grenzen auch

für Gesetze mit unechter Rückwirkung, also für Normen, die

ZWar unmittelbar nur auf gegenwärtige, noch nicht abgeschlos-

sene Sachverhalte für die Zukunft einwirken, damit aber
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zugleich die betroffene Rechtsposition nachträglich im

Ganzen entwerten (BVerfGE 569 75, 82)' Um einen solchen
Sachverhalt handelt es sich hier; denn der UhgmBewilli-
gungsbescheid vom 429 Mai 1975 enthielt die verschiedenen

Leistungshöhen bereits für die gesamte Dauer der Bildungs-

maßnahme, so daß sich der Kläger bereits bei Beginn der
Maßnahme auf ein bestimmtes Maß der Förderung einstellen

konnte. Wenn er ab 1° April 1976 die Leistungen nicht in

der bereits bewilligten Höhe erhält, verringert sich der

Gesamtförderungäbetrag.

Eine solche unechte Rückwirkung ist aber nur dann verfassungs-

widrig, wenn sie in einen Vertrauenstatbestand eingreift und
die Bedeutung des gesetzgeberischen Anliegens für db.ßllge—

meinheit das Interesse des Einzelnen am Fortbestand des bis—

herigen Zustandes nicht übersteigt (BVerfGE 56, 75, 82)‚_Das

ist hier jedoch nicht der Fall. Ein Vertrauen des Klägersml

darin, daß sich die gesetzliche Regelung der Höhe des Uhg
nach Beginn der Bildungsmaßnahme nicht ändern würde, hätte

nur dann entstehen können" wenn es sich bei der Uhg-Regelung

um eine bereits seit langem bestehende und unverändert gem
bliebene Förderungsart handeln würde. Das Uhg ist jedoch erst

durch das ?. Änderungsgesetz zum Gesetz über Arbeitsvermittn

lung und Arbeitslosenversicherung (AVAW3vom 10° März 4967
(BGBl I 266) in das Recht der Arbeitsförderung eingeführt

werden. Seit dem Inkrafttreten des AFG ist es sowohl in der

Berechnungsweise als auch in der Höhe mehrfach abgeändert

worden (vgl die Darstellung bei Hennig/Kühl/Heuer, aaO Anm 4

zu 5 44). Ein Vertrauen in einen unveränderten, stetig gleich=

bleibenden Fortbestand der vor dem Inkrafttreten des HStruktGm
:AFG bestehenden Ausgestaltung des Uhg konnte beim Kläger somit

nicht entstehen° Es liegt infolgedessen keine Beeinträchtigung

des Prinzips der Rechtssicherheit in der Form des Vertrauens»

schutzes vor.

Das Sozialstaatsprinzip verpflichtet den Staat, für einen

Ausgleich der sozialen Gegensätze und damit für eine gerechte

Sozialordnung zu sorgen. Es darf jedoch nicht dahin ausgelegt
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werden, daß mit seiner Hilfe jede Einzelregelung, deren

Anwendung in bestimmten Fällen zu Härten und Unbillig-
keiten führt, modifiziert werden könnte (vgl BVerfGE

26, 44, 64 f; 54, 448, 456; 56, 75, 84)0 Die Ausgestal-

tung des Sozialstaatsprinzips obliegt vielmehr im

wesentlichen dem Gesetzgeber (BVerfGE 4, 97, 4053 8,

274, 529; 56, 75, 84)° Im HStruktGuAFG hat der Gesetz-

geber den Uhg-Leistungssatz um rd 40 vH gesenkt° Da er

neben diesem Schritt für laufende Fortbildungs- und

Umschulungsmaßnahmen eine besitzstandswahrende Über—

gangsregelung geschaffen hat, sind sozialstaatliche

Grundsätze auf jeden Fall gewahrto

Schließlich kann in der Neuregelung des 5 44 Abs 2 AFG
durch das HStruktG—AFG nicht eine Verletzung des Grund—

rechts auf freie Berufswahl iS von Art 42 GG erblickt

werden° Art 42 Abs 4 GG kommt als Maßstabsncrm in der

Regel nur für solche Bestimmungen in Betracht, die sich

gerade auf die berufliche Tätigkeit beziehen und diese

unmittelbar zum Gegenstand haben, Dies ist bei den Vor-
schriften, die die Höhe des Uhg regeln, nicht der Fall,

da durch diese weder die Berufsausübung doch die Zulas-

sung zu einem Beruf geregelt wird° Allerdings sind auch

Vorschriften, die das Berufsrecht nicht unmittelbar

regeln, am Maßstab des Art 42 Abs 4 GG verfassungs-

rechtlich zu prüfen, wenn sie es berühren können° Dies
ist vor allem dann der Fall, wenn der nach Art 42 Abs 4

GG geschützte Freiheitsraum durch Vorschriften berührt

wird, die infolge ihrer tatsächlichen Auswirkungen

geeignet sind, die Freiheit der Berufswahl mittelbar

zu beeinträchtigen (BVerfGE 45, 484, 485 f; 22, 580, 585).

Die vom HStruktG-AFG vorgenommene Herabsenkung des Uhg-

Leistungssatzes ist jedoch wegen ihrer in dieser Hinsicht

geringfügigen Wirkung nicht geeignet, eine Fortbildungs-

oder Umschulungsmaßnahme zu vereiteln, so daß die Frei—

heit der Berufswahl durch eine solche Maßnahme nicht

beeinträchtigt wirdo Da der Kläger das Uhg ohnehin in
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gleicher Höhe wie zu Beginn des Jahres 1976 weiter erhält,

ist sein Grundrecht aus Art 12 GG auf keinen Fall verletzto

Nach allem hat das LSG die von der Beklagten für die Zeit

vom 1. April 1976 bis 15. März 4977 vorgenommene Herab—

setzung ihrer früheren Uhg-Bewilligung auf wöchentlich

244,80 DM zu Recht bestätigt. Die Revision muß deshalb

als unbegründet zurückgewiesen werdene

Die Kostenentsoheidung folgt aus 5 195 SGG„
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